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TERMINE 

Termine Mai 2019 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig werden: 

 

Steuerart Fälligkeit 
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

Überweisung1 Scheck2  

Lohnsteuer 
Kirchensteuer 
Solidaritätszuschlag3 

11.06.2019 14.06.2019 07.06.2019 

Kapitalertragsteuer 
Solidaritätszuschlag  

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit 
einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzu-

führen. 

Einkommensteuer, 
Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 

11.06.2019 14.06.2019 07.06.2019 

Körperschaftsteuer,  
Solidaritätszuschlag 

11.06.2019 14.06.2019 07.06.2019 

Umsatzsteuer4 11.06.2019 14.06.2019 07.06.2019 

Sozialversicherung5 26.06.2019 entfällt entfällt 

 

 

 
1) Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldun-
gen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungs-
zeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abge-
geben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder 
Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer 
Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säum-
niszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanz-
amts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 
 
2) Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zah-
lung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanz-
amt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermäch-
tigung erteilt werden. 
 
3) Für den abgelaufenen Monat. 
 
4) Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung 
für den vorletzten Monat. 
 
 

 
5) Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am dritt-
letzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um 
Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Last-
schriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 24.06.2019, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. 
Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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STEUER AKTUELL 

Wertaufstockung bei Einbringung eines Mitunternehmeranteils mit 
negativem Kapitalkonto
Wird ein Betrieb, ein Teilbetrieb oder ein Mitunter-
nehmeranteil in eine unbeschränkt körperschaft-
steuerpflichtige Kapitalgesellschaft eingebracht und 
erhält der Einbringende dafür neue Anteile an der 
Gesellschaft, darf die Kapitalgesellschaft das ein- 
gebrachte Betriebsvermögen auf Antrag mit dem 
Buchwert oder einem höheren Wert ansetzen.      
Voraussetzung ist jedoch, dass die Passivposten 
des eingebrachten Betriebsvermögens die Aktiv-
posten nicht übersteigen. Das Eigenkapital bleibt   
dabei unberücksichtigt. 

In eine neu gegründete GmbH wurden zwei selbst-
ständige Gesellschaften bürgerlichen Rechts im 
Wege der Sacheinlage eingebracht. Eine der ein- 
gebrachten Gesellschaften hatte ein negatives, die 
zweite Gesellschaft ein positives Kapitalkonto. Die 
Einbringenden waren der Ansicht, dass die beiden 
Kapitalkonten saldiert werden konnten. Das Finanz-

amt dagegen hielt eine Saldierung für ausgeschlos-
sen und forderte eine Aufstockung der Buchwerte 
der eingebrachten Wirtschaftsgüter der Gesellschaft 
mit dem negativen Kapitalkonto auf 0 €, wodurch 
sich ein Veräußerungsgewinn ergab. 

Der Bundesfinanzhof wies darauf hin, dass es um-
stritten ist, ob bei Einbringung mehrerer Sacheinla-
gengegenstände durch dieselbe Person eine Ge-
samtbetrachtung bzw. Saldierung erfolgen kann. Er 
gelangte zu der Auffassung, dass die gesetzlichen 
Voraussetzungen für jeden einzelnen Sacheinlage-
gegenstand und im entschiedenen Fall somit für    
jeden einzelnen der insgesamt vier eingebrachten 
Mitunternehmeranteile eigenständig zu würdigen 
waren, da hinsichtlich eines jeden Mitunternehmer-
anteils ein gesonderter Einbringungsvorgang vorlag. 

 

 

 

STEUER AKTUELL 

Keine Pflicht zur Bildung eines Rechnungsabgrenzungspostens für 
unwesentliche Beträge 
Rechnungsabgrenzungsposten dienen der perioden-
gerechten Gewinnermittlung. Immer dann, wenn ein 
Aufwand/Ertrag und die damit verbundene Aus-
gabe/Einnahme in unterschiedliche Abrechnungszeit-
räume fallen, ist eine Rechnungsabgrenzung erfor-
derlich. 

Folgende vier Abgrenzungsfälle sind zu unterschei-
den: 

■ Ausgaben vor dem Abschlussstichtag, soweit sie 
Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem 
Tag darstellen. 

■ Einnahmen vor dem Abschlussstichtag, soweit 
sie Ertrag für eine bestimmte Zeit nach diesem 
Tag darstellen. 

■ Ausgaben nach dem Abschlussstichtag, soweit 
sie Aufwand für eine bestimmte Zeit vor diesem 
Tag darstellen. 

■ Einnahmen nach dem Abschlussstichtag, soweit 
sie Ertrag für eine bestimmte Zeit vor diesem Tag 
darstellen. 

Nach Auffassung des Finanzgerichts Baden-Würt-
temberg kann in Fällen von geringer Bedeutung auf 
den Ansatz eines Rechnungsabgrenzungspostens 
verzichtet werden. Das gilt insbesondere, wenn we-
gen der Geringfügigkeit der in Betracht kommenden 
Beträge eine Beeinträchtigung des Einblicks in die 
Vermögens- und Ertragslage nicht zu befürchten ist. 
Die Grenze für geringwertige Wirtschaftsgüter (der-
zeit netto 800 €) ist Maßstab für die Frage, ob ein 
Fall von geringer Bedeutung vorliegt. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entschei-
den. 
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STEUER AKTUELL 

Listenpreis bei der 1%-Regelung ist bei Taxen nicht um obli-
gatorischen Rabatt für Taxiunternehmen zu kürzen 
Der private Nutzungsanteil von Fahrzeugen, die zu 
mehr als 50 % betrieblich genutzt werden und für die 
kein Fahrtenbuch geführt wird, berechnet sich monat-
lich mit 1 % des Bruttolistenpreises im Zeitpunkt der 
Erstzulassung. Dieser Grundsatz gilt auch bei Taxen, 
denn es handelt sich um Fahrzeuge, die typischer-
weise auch für private Zwecke genutzt werden kön-
nen. 

Taxiunternehmen erhalten beim Taxikauf regelmäßig 
Rabatte seitens der Fahrzeughersteller, sodass der 

Listenpreis entsprechend niedriger ist. Bei der Be-
messung des privaten Nutzungsanteils ist aber vom 
Listenpreis auszugehen, der für Endverbraucher gilt. 
Er darf nicht um den obligatorischen Rabatt für Taxi-
unternehmen gekürzt werden. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 

 

 

STEUER AKTUELL 

Erweiterte Gewerbesteuerkürzung bei nur mittelbarer Verwal-
tung von Grundbesitz über Beteiligung an einer Grundstücks-
gesellschaft 
Unterliegt eine grundstücksverwaltende Gesell-
schaft nur kraft ihrer Rechtsform der Gewerbe-
steuer, kann sie die erweiterte Kürzung bei der 
Gewerbesteuer auch dann in Anspruch nehmen, 
wenn sie an einer rein grundstücksverwalten-
den, nicht gewerblich geprägten Personenge-
sellschaft beteiligt ist. 

Eine GmbH & Co. KG hatte die Entwicklung und 
Verwaltung eigenen Immobilienvermögens sowie 
das Halten von Beteiligungen an Immobilien-   
gesellschaften zum Unternehmensgegenstand. 
Ihre Erträge bezog die Gesellschaft überwiegend 
aus der Beteiligung an einer grundstücksverwal-
tenden GbR. Mit ihrer Gewerbesteuererklärung 
machte sie die erweiterte Gewerbesteuerkürzung 
geltend. Das Finanzamt gewährte diese jedoch 
nicht, da es die Auffassung vertrat, die Gesell-
schaft habe keinen „eigenen Grundbesitz“ ver-
waltet. 

Grundsätzlich wird die Summe des Gewinns und 
der Hinzurechnungen um 1,2 % des Einheits-
werts des zum Betriebsvermögen des Unterneh-
mers gehörenden Grundbesitzes gekürzt. Bei 
Unternehmen, die ausschließlich eigenen 
Grundbesitz oder daneben eigenes Kapitalver-
mögen verwalten, tritt stattdessen auf Antrag 

eine sog. erweiterte Kürzung um den Teil des 
Gewerbeertrags, der auf die Verwaltung und 
Nutzung des eigenen Grundbesitzes entfällt. 

Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs ist unter 
„eigenem Grundbesitz“ der zum Betriebs- 
vermögen des Unternehmers gehörende Grund-
besitz zu verstehen. Demnach verwaltet und 
nutzt die GmbH & Co. KG ausschließlich  
eigenen Grundbesitz auch dann, wenn eine  
Beteiligung an einer grundstücksverwaltenden 
nicht gewerblich geprägten Personengesell-
schaft (hier: GbR) gehalten wird. Denn der zivil-
rechtlich im Eigentum der GbR stehende Grund-
besitz ist ihrer Gesellschafterin, der 
GmbH & Co. KG, anteilig als deren Betriebsver-
mögen zuzurechnen. 

 

 

Hinweis: Das Urteil lässt offen, ob dies auch 
dann gilt, wenn der Grundbesitz mittelbar über 
eine grundstücksverwaltende gewerblich ge-
prägte Personengesellschaft gehalten wird. 
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STEUER AKTUELL 

Gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung der Schuldzinsen 
bei Cash-Pooling 
Eine ausnahmsweise zulässige Saldierung von Zins-
aufwendungen bei wechselseitig gewährten Darlehn 
gilt bei der Ermittlung des Gewerbesteuermessbe-
trags auch für Darlehn innerhalb eines Cash-Pools. 

Dem Gewinn aus Gewerbebetrieb wird ein Viertel der 
Summe aus Entgelten für Schulden wieder hinzuge-
rechnet, soweit sie den Gewinn gemindert haben und 
soweit die Summe der gesamten Hinzurechnungen 
den Betrag von 100.000 € übersteigt. Die Saldierung 
von Schuld- und Guthabenzinsen ist grundsätzlich 
ausgeschlossen. 

Ausnahmsweise sind aber mehrere Verbindlichkeiten 
als eine einheitliche Schuld zu beurteilen, wenn die 

einzelnen Schuldverhältnisse wirtschaftlich zusam-
menhängen. Der Zweck der gewerbesteuerrechtli-
chen Hinzurechnungsvorschrift liegt darin, den Ertrag 
des betrieblichen Kapitals in vollem Umfang der Ge-
werbesteuer zu unterwerfen und damit eine Gleich-
stellung von Erträgen aus eigen- und fremdfinanzier-
tem Kapital herbeizuführen. 

Eine Saldierung bei wechselseitig gewährten Darlehn 
ist für Darlehn innerhalb eines Cash-Pools möglich. 
Entscheidend ist dabei, dass die Darlehn gleichartig 
sind, denselben Zweck haben und auch regelmäßig 
tatsächlich miteinander verrechnet werden. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 

STEUER AKTUELL 

Grundstücksschenkungen zwischen Geschwistern können grund-
erwerbsteuerfrei sein
Eine Mutter hatte ihrem Sohn und ihrer Tochter zu 
gleichen Teilen ein Grundstück übertragen. Jahre 
später übertrug sie ein zweites Grundstück auf ihre 
Tochter, verbunden mit der Auflage, dass die Toch-
ter ihre Grundstückshälfte aus der ersten Grund-
stücksübertragung auf ihren Bruder zu übertragen 
hatte. Diesen Erwerb sollte sich der Bruder beim 
Tod der Mutter auf seinen Pflichtteilsanspruch an-
rechnen lassen. Das Finanzamt unterwarf die 
Grundstücksübertragung der Schwester auf ihren 
Bruder der Grunderwerbsteuer, weil Grundstücks-
übertragungen unter Geschwistern nicht grunder-
werbsteuerbefreit seien. 

Der Bundesfinanzhof betrachtete den Übertra-
gungsvorgang in seiner Gesamtheit und entschied, 
dass der Erwerb nicht der Grunderwerbsteuer un-
terlag. So kann eine Steuerbefreiung aufgrund ei-
ner Zusammenschau von grunderwerbsteuerrechtli-
chen Befreiungsvorschriften gewährt werden, wenn 

sich der tatsächlich verwirklichte Grundstückser-
werb als abgekürzter Übertragungsweg darstellt 
und die unterbliebenen Zwischenerwerbe, wenn sie 
durchgeführt worden wären, ebenfalls steuerfrei ge-
blieben wären. 

Im entschiedenen Fall war der erste unterbliebene 
Zwischenschritt die (Rück-)Übertragung des hälfti-
gen Grundstücks von der Tochter auf ihre Mutter, 
der zweite unterbliebene Zwischenschritt die unent-
geltliche Übertragung dieses Grundstücksteils von 
der Mutter auf ihren Sohn. Beide Schritte wären 
grunderwerbsteuerfrei geblieben. In der Zusam-
menschau betrachtet, war daher die von der Toch-
ter erfüllte Auflage lediglich die unentgeltliche 
Grundstücksübertragung von der Mutter auf ihren 
Sohn. 
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STEUER AKTUELL 

Einkommensteuerschulden als Nachlassverbindlichkeiten 
Drei Schwestern waren Erben nach ihrem Vater. 
Sie machten in ihren Erbschaftsteuererklärungen 
Einkommensteuerschulden des Vaters von über 
6,6 Mio. € als Nachlassverbindlichkeiten geltend. 
Noch zu Lebzeiten des Vaters hatte dieser seine 
Steuerbescheide angefochten. Sie wurden von der 
Vollziehung ausgesetzt und waren zum Zeitpunkt 
des Erbfalls noch nicht bestandskräftig. 

Der Bundesfinanzhof folgte der Auffassung der 
Schwestern. Vom Erwerb des Erben sind die vom 
Erblasser stammenden persönlichen Steuerschul-
den, die auf den Erben übergegangen sind, als 
Nachlassverbindlichkeiten abzuziehen. Unerheb-
lich ist dabei, ob die Steuern im Erbfall bereits fest-
gesetzt waren oder nicht. Entscheidend ist, dass 

sie im Todeszeitpunkt eine wirtschaftliche Belas-
tung dargestellt haben. 

Es ist davon auszugehen, dass Finanzbehörden 
entstandene Steuern in zutreffender Höhe festset-
zen werden, sodass im Todeszeitpunkt die für den 
Abzug erforderliche wirtschaftliche Belastung vor-
liegt. Dies gilt insbesondere, wenn die Steuern be-
reits durch Steuerbescheid festgesetzt wurden. Sie 
belasten den Erblasser und damit auch den Erben 
als Gesamtrechtsnachfolger. Die Belastung entfällt 
nicht dadurch, dass der Steuerbescheid angefoch-
ten und Aussetzung der Vollziehung gewährt 
wurde. 

 

 

STEUER AKTUELL  

Steuerschuld und Rechnungsberichtigung bei unrichtigem 
Steuerausweis in Rechnung an Nichtunternehmer
Hat ein Unternehmer in einer Rechnung für eine Lie-
ferung oder sonstige Leistung einen höheren Steuer-
betrag ausgewiesen, als er gesetzlich für diesen Um-
satz schuldet (unrichtiger Steuerausweis), schuldet 
er auch den Mehrbetrag. Dies gilt auch bei einer 
Rechnungserteilung an Nichtunternehmer, so der 
Bundesfinanzhof. 

Im entschiedenen Fall erbrachte ein gemeinnütziger 
Verein im Zusammenhang mit seinem steuerbegüns-
tigten Satzungszweck der Verbraucherberatung auch 
Leistungen gegen gesondertes Entgelt bei der Bera-
tung einzelner Verbraucher. Nach einer Mitteilung 
des Finanzamts erteilte der Verein für die entgeltliche 
Einzelberatung - entgegen seiner Auffassung, dass 
die Leistungen gesetzlich einer Steuerermäßigung 

unterliegen - Rechnungen mit gesondertem Steuer-
ausweis auf der Grundlage des Regelsteuersatzes. 
Gegen den entsprechenden Umsatzsteuerbescheid 
legte er Einspruch ein. 

Das Gericht entschied, dass auch im Fall von Rech-
nungen an Nichtunternehmer, die zwar grundsätzlich 
nicht zu einem Vorsteuerabzug führen können, stets 
eine Rechnungsberichtigung erforderlich ist. So 
könne sich auch hier eine Gefährdung des Steuer-
aufkommens ergeben, wenn der als „Verbraucher“ 
handelnde Rechnungsempfänger ggf. in anderer Hin-
sicht, z. B. als Vermieter oder Betreiber einer Photo-
voltaikanlage oder als eBay-Verkäufer umsatzsteuer-
rechtlich Unternehmer ist. 
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STEUER AKTUELL 

Besteuerung von Anzahlungen auf künftige Bestattungsleistungen
An Bestattungsunternehmen geleistete Anzahlungen 
für die spätere Bestattung sind nach einem Urteil des 
Bundesfinanzhofs im Zeitpunkt der Vereinnahmung 
umsatzsteuerpflichtig. Voraussetzung hierfür ist, dass 
alle maßgeblichen Elemente der künftigen Bestat-
tungsdienstleistungen genau in einem Bestattungs-
vorsorgevertrag bestimmt sind. 

Damit ist Gegenstand des Leistungsaustauschs die 
zukünftige Bestattungsleistung und nicht eine Option 
zur Bestattung, auch wenn die insgesamt sichere 
Ausführung der Bestattungsleistung hinsichtlich des 
genauen Zeitpunkts unbestimmt ist. Dies gilt auch 
dann, wenn die Einzahlungen auf ein gesondertes 

Bankkonto mit dem Zusatz „Treuhandkonto“ des Be-
statters erfolgten, für das keine Verfügungsbeschrän-
kungen bestanden, da Bestattungsvorsorgeverträge 
dieser Art keine Darlehns- bzw. Treuhandverträge 
darstellen. Vielmehr werden darin die gegenseitigen 
Pflichten geregelt: einerseits die Bestattungsver-
pflichtung und andererseits die Verpflichtung zur 
Zahlung der Bestattungskosten zu den am Tag der 
Bestattung gültigen Bedingungen unter Anrechnung 
der geleisteten Anzahlung. 

 
 

 

STEUER AKTUELL 

Keine Versagung des Vorsteuerabzugs bei unentgeltlichen sog.  
Kaffeefahrten
Bei sog. Kaffeefahrten handelt es sich um Reise-
leistungen. Damit unterfallen sie einer besonde-
ren Umsatzbesteuerung, der sog. Margenbesteu-
erung. Bei der Margenbesteuerung ist der Unter-
nehmer grundsätzlich nicht berechtigt, die auf die 
Reisevorleistungen (z. B. Buskosten) entfallende 
Umsatzsteuer als Vorsteuer geltend zu machen. 
Der Bundesfinanzhof hat nun jedoch entschie-
den, dass das Vorsteuerabzugsverbot nicht gilt, 
wenn der Unternehmer die Reiseleistungen un-
entgeltlich erbringt, da die gesetzliche Regelung 
nur auf „gegen Entgelt“ erbrachte Reiseleistun-
gen anzuwenden ist. 

Sollte es sich bei der Ermöglichung der unent-
geltlichen Teilnahme an der Busfahrt jedoch um 

ein Geschenk handeln, ist zu prüfen, ob dieses 
wiederum zu einem Vorsteuerabzugsverbot oder 
einem Eigenverbrauch führt. 

Sofern bei der Kaffeefahrt „Zugabeartikel“ abge-
geben und Fahrtgelder erhoben werden, ist nach 
Auffassung des Gerichts zu prüfen, ob die Fahrt-
gelder anteilig den Busfahrten und anteilig der 
Abgabe von Zugabeartikeln zuzuordnen sind. 
Entfallen die Fahrtgelder sämtlich auf die Bus-
fahrten, sind sie vollständig in die Margenbesteu-
erung für die dann entgeltlichen Reiseleistungen 
einzubeziehen. In diesem Fall ist für die Abgabe 
der Zugabeartikel das Vorliegen eines Ge-
schenks zu prüfen. 
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STEUER AKTUELL 

Vorsteuerabzug bei Vorauszahlung auf später nicht erfolgte 
Lieferung in einem betrügerischen Schneeballsystem
Leistet ein Unternehmer eine Anzahlung oder Vo-
rauszahlung auf einen noch zu liefernden Gegen-
stand, kann er die in der Vorausrechnung ausgewie-
sene Umsatzsteuer als Vorsteuer abziehen. Voraus-
setzung ist, dass die künftige Lieferung nicht unsi-
cher ist. Das setzt voraus, dass im Zeitpunkt der 
Leistung der Voraus- oder Anzahlung alle maßgebli-
chen Kriterien für die künftige Lieferung oder sons-
tige Leistung bekannt und bestimmt sind. Der Vor-
steueranspruch hängt nicht davon ab, ob der Ver-
tragspartner (Zahlungsempfänger) die Leistung im 

Zahlungszeitpunkt objektiv erbringen kann und ob er 
das will. 

Der Vorsteueranspruch würde nur dann nicht entste-
hen, wenn der zahlende Unternehmer im Zeitpunkt 
der Zahlung wusste oder vernünftigerweise hätte wis-
sen müssen, dass die spätere Bewirkung der Liefe-
rung oder sonstigen Leistung ungewiss ist. 

(Quelle: Urteile des Bundesfinanzhofs) 

 

 

RECHT AKTUELL 

Bei andauernder zweckwidriger Nutzung einer Mietsache ver-
jährt ein Unterlassungsanspruch nicht
Ein Mieter von Gewerberäumen nutzte diese seit 
Mietbeginn zu Wohnzwecken. Laut Mietvertrag soll-
ten die Räume aber als Rechtsanwaltsbüro genutzt 
werden. Erst einige Jahre nach Mietbeginn verlangte 
der Vermieter die Aufgabe der Wohnnutzung. Der 
Mieter berief sich dahingegen auf die Verjährung des 
Unterlassungsanspruchs. 

Nach Auffassung des Bundesgerichtshofs stellte die 
Nutzung des Mietobjekts zu Wohnzwecken keinen 
vertragsgemäßen Gebrauch dar, weil dem Mieter 

vertraglich eine Wohnnutzung der Mietsache nicht er-
laubt war. Der daraus resultierende Unterlassungs-
anspruch des Vermieters verjährt solange nicht, wie 
die zweckwidrige Nutzung andauert. Denn der 
Schwerpunkt des vertragswidrigen Verhaltens lag 
nicht in der Aufnahme, sondern in der dauerhaften 
Aufrechterhaltung der unerlaubten Nutzung der Miet-
sache. 

 

 

RECHT AKTUELL 

Verfall von Urlaubsansprüchen
Das Bundesarbeitsgericht hat seine Rechtsprechung 
zum Verfall von Urlaubsansprüchen weiterentwickelt 
und damit die Vorgaben des Gerichtshofs der Euro-
päischen Union umgesetzt. 

Grundsätzlich verfällt Urlaub, der dem Arbeitnehmer 
bis zum Jahresende nicht gewährt und von ihm nicht 
genommen wurde. Dies war bisher selbst dann der 
Fall, wenn der Arbeitnehmer seinen Arbeitgeber 
rechtzeitig erfolglos zur Urlaubsgewährung aufgefor-
dert hatte. Wurde der Urlaub nicht gewährt, konnte 

der Arbeitnehmer unter bestimmten Voraussetzun-
gen Schadensersatz durch Gewährung von Ersatzur-
laub bzw. - nach Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses - durch Abgeltung verlangen. 

Nunmehr hat das Gericht entschieden, dass der An-
spruch auf bezahlten Jahresurlaub nur dann erlischt, 
wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer zuvor klar 
und rechtzeitig über seinen genauen Urlaubsan-
spruch und die Verfallfristen belehrt und der Arbeit-
nehmer den Urlaub trotzdem aus freien Stücken nicht 
genommen hat. 
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RECHT AKTUELL 

Ferienjobs sind für Schüler sozialversicherungsfrei
Schüler können in den Ferien im Rahmen eines zeit-
lich geringfügigen - d. h. kurzfristigen - Beschäfti-
gungsverhältnisses unbegrenzt Geld verdienen, ohne 
sozialversicherungspflichtig zu werden. Vorausset-
zung dafür ist, dass die Dauer des Ferienjobs bei ei-
ner Arbeitswoche von mindestens fünf Tagen höchs-
tens drei Monate beträgt. Bei einer Arbeitswoche un-
ter fünf Tagen dürfen gesamt 70 Arbeitstage nicht 
überschritten werden. Eine geringfügige Beschäfti-
gung liegt jedoch nicht mehr vor, wenn diese berufs-
mäßig ausgeübt wird und das Arbeitsentgelt 450 € im 
Monat übersteigt. 

Wird die Beschäftigung in einem Kalenderjahr über 
diesen kurzen Zeitraum hinaus fortgesetzt und ein 
Arbeitsentgelt von bis zu 450 € im Monat gezahlt, 
sind die Vorschriften für die sog. Minijobs anzuwen-
den. 

Beispiel: Schüler Paul arbeitet erstmals in den Som-
merferien vom 20. Juni bis 2. August 2019 montags 
bis freitags in einer Firma und erhält dafür ein Entgelt 

von insgesamt 1.000 €. Es entsteht keine Sozialver-
sicherungspflicht, weil er nicht mehr als drei Monate 
arbeitet. Am 1. Oktober 2019 vereinbaren sie, dass 
Paul fortan für monatlich 450 € weiterarbeitet. Ab die-
sem Tag hat der Arbeitgeber pauschale Sozialversi-
cherungsabgaben, Pauschalsteuer und Umlagen an 
die Minijob-Zentrale der Bundesknappschaft zu ent-
richten. Außerdem wird ein Arbeitnehmeranteil zur 
Rentenversicherung einbehalten, sofern Paul keine 
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht bean-
tragt. 

 

 

 

RECHT AKTUELL 

Fristwahrung per Telefax
Der Bundesgerichtshof hat seine Rechtsprechung 
bestätigt, wonach ein Kläger/Rechtsmittelführer zu 
beweisen hat, dass sein fristgebundener Schriftsatz 
rechtzeitig bei Gericht eingegangen ist. 

Im entschiedenen Fall hatte ein Rechtsanwalt die 
fünfseitige Berufungsbegründung erst um 23:58 Uhr 
des letzten Tags der Begründungsfrist per Fax an 
das Gericht übersandt. Erst um 34 Sekunden nach 
Mitternacht hatte das Telefax des Gerichts den 
Schriftsatz vollständig empfangen. Technische Über-
prüfungen ergaben, dass das Telefax möglicher-
weise bereits 23 Sekunden früher, aber damit immer 
noch 11 Sekunden zu spät, eingegangen war. Einen 
noch früheren Eingang konnte der Rechtsanwalt 

nicht beweisen. Damit war die Berufung zu spät be-
gründet worden und unzulässig. 

Auch mit seinem Antrag auf Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand hatte der Rechtsanwalt keinen Erfolg. 
Denn an der verspäteten Einreichung der Berufungs-
begründung traf ihn ein Verschulden. Bei Annahme 
eines Zeitbedarfs von 30 Sekunden je Seite ist bei 
fünf Seiten ein Zeitbedarf von 2:30 Minuten einzukal-
kulieren. Beim Start der Übertragung um 23:58 Uhr 
war daher der Eingang bei Gericht erst am Folgetag 
zu erwarten. 

 

 

  

Hinweis: Die sozialversicherungsrechtlichen 
Zeitgrenzen für kurzfristige Beschäftigungen (drei 
Monate oder 70 Arbeitstage) gelten nun auch 
über den 31. Dezember 2018 hinaus dauerhaft. 
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